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Die Einsamkeit der

Regentin: Angela Mer-
kel, hier im Ehrenhof des

Bundeskanzleramts, hat

mit ihren Alleingängen in

der Außenpolitik viele

wichtige Bündnispartner

verprellt 
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Es passt
nicht zum
europäischen
Projekt, wenn
einzig Bun-
desschatz-
briefe als
Messlatte
gelten

Deutschland allein zu Haus
Die Außenpolitik der Bundeskanzlerin gefährdet die Interessen Deutschlands. Von der Euro-Krise über die EU-Reform bis zum

Libyen-Konflikt setzt sie auf Konfrontation statt auf Einbindung Ein Essay von Stefan Collignon

Guido Westerwelle ist als Vorsitzender der FDP und
als Vizekanzler zurückgetreten, fungiert aber wei-
terhin als Außenminister. Viele Beobachter halten
ihn für inkompetent in diesem Amt. Doch das ist bei
genauer Betrachtung nebensächlich. Die Außen-
politik wird von der Bundeskanzlerin vorgegeben.
Angela Merkels Politik ist nicht nur inkompetent,
sie verstößt auch gegen Merkels Amtseid, schadet
sie doch der Bevölkerung und den langfristigen In-
teressen Deutschlands.

Über ein halbes Jahrhundert lang fußte die deut-
sche Außenpolitik auf dem einfachen und mächti-
gen Prinzip der Einbindung. Der frühere Bundes-
kanzler Helmut Schmidt wies wiederholt darauf hin,
dass Deutschland mehr Nachbarländer hat als jeder
andere europäische Staat. Deshalb könne man nur
in Frieden leben, indem man sich entschlossen der
Kooperation verschreibe und im Rahmen multilate-
raler Institutionen verbindliche Zusagen abgebe. 

Schmidt war sich bewusst, dass nach nationalen
Kriterien ausgerichtete Strategien überholt sind,
wenn man in einer Welt agiert, die immer stärker
von gegenseitigen Abhängigkeiten beherrscht
wird. Daher entwarf er eine Strategie, die die drei
Bereiche Außenpolitik, Wirtschaftspolitik und Mili-
tärstrategie vereinheitlichte. Die Ziele jedes Landes
und jeder Gruppe von Ländern müssen Schmidt zu-
folge in allen Bereichen mit den anderen überein-
stimmen.

Unglücklicherweise entwickelt sich Merkels Au-
ßenpolitik in die entgegengesetzte Richtung: Sie
hat in der Libyen-Frage ihre europäischen und ame-
rikanischen Partner verprellt. Sie hat die Euro-Krise
verschärft, in dem sie den angeschlagenen Mit-
gliedsländern die Kreditkonditionen diktierte. Und
sie hat innerhalb der Europäischen Union die Rück-
kehr zu nationaler Autonomie gefördert, was sich
nicht nur in Finnland bemerkbar macht.

Ultimativer Beweis für die Unbeständigkeit war
Deutschlands Entschluss, sich bei der Abstimmung
im Uno-Sicherheitsrat zu enthalten, als es um eine
Flugverbotszone in Libyen ging. Wie kann man
sich, wie Merkel es tut, zu Werten wie Freiheit, Ver-
antwortung und Menschenwürde bekennen und
dann die Beteiligung verweigern, wenn die Partner
diese Prinzipien verteidigen wollen? 

Natürlich sind Fragen zu Krieg und Frieden die
schwierigsten, vor denen ein Politiker stehen kann.
Ich bin Europäer deutscher Abstammung und habe
mich zeitlebens verantwortlich dafür gefühlt, dass
meine Eltern und Großeltern den Krieg und das
Massenmorden nicht verhindern konnten. Aber die-
ses Erbe kann nicht bedeuten, für blinden Pazifis-
mus einzutreten, sobald die Gefahr eines Völker-
mords besteht. Chamberlains Appeasement in
München 1938 trug nichts zur Wahrung des Frie-
dens bei. Es gibt Situationen, in denen militärisches
Vorgehen unvermeidlich wird, soll die Würde des
Menschen gewahrt werden. 

Despoten oder Demokraten?
Doch es gibt ein noch pressierenderes Thema: Wo
steht Deutschland – aufseiten der Despoten im Na-
hen Osten und der ehemaligen Kommunisten im
Sicherheitsrat oder aufseiten seiner Partner in der
Europäischen Union und der Demokraten Ameri-
kas? Man fragt sich, ob 1990 wirklich die DDR der
Bundesrepublik beigetreten ist, oder ob es anders-
herum war. Die strategische Bedeutung der demo-
kratischen Revolution in der arabischen Welt ist so
groß wie der Fall der Berliner Mauer. Die Revolution
könnte Bewegung in den Nahostkonflikt bringen,
der seit Jahrzehnten die internationalen Beziehun-
gen vergiftet. Sie muss unterstützt werden. 

Einbindung hätte bedeutet, dass Deutschland
gemeinsam mit anderen demokratischen Nationen

innerhalb einer international legitimierten Opera-
tion seine Rolle als verlässlicher und vertrauens-
würdiger Partner übernimmt. Den Weg der nationa-
len Autonomie einzuschlagen verletzt dieses Prin-
zips und schadet Deutschlands langfristigen strate-
gischen Interessen.

Auch bei der Schuldenkrise der Euro-Staaten
spielte Deutschland keine besonders konstruktive
Rolle. Mit ihren unverantwortlichen Diskursen und
dem unkooperativen Verhalten im Vorfeld der Land-
tagswahlen hat Merkel die Finanzmärkte verrückt
gemacht und die Zinsen für Staatsanleihen auf ein
Niveau getrieben, das für einige Länder nicht trag-
bar ist. 

Statt Einbindungspolitik zu betreiben, hat sie
Griechenland und anderen mit dem Ausschluss aus
der Euro-Zone gedroht. Anstatt zu erklären, dass es
im langfristigen Interesse der deutschen Steuer-
zahler liegt, wenn man dafür sorgt, dass die südeu-
ropäischen Länder nicht pleitegehen, hat sie ohne-
hin angeschlagenen Volkswirtschaften drastische
Sparprogramme aufgezwungen. Das schürt die
Stimmung gegen die Europäische Union und
könnte letztlich die Krise noch verschlimmern,
wenn die Staaten diese hohen Zinssätze nicht mehr
bezahlen können.

Merkel hat nicht verstanden, dass innerhalb
einer Währungsunion nationale Autonomie wirt-
schaftlicher Unsinn ist. Geld ist das gemeinsame
Bindeglied, und wenn der eine verliert, gewinnt der
andere. Die Lohnzurückhaltung und die Rücklagen
der Deutschen haben den Boom der Mittelmeer-
staaten finanziert. Nachdem im Süden die Blase ge-
platzt ist, glänzt natürlich der Norden mit Wachs-
tum, denn wohin sollen die Spareinlagen sonst
fließen? Mit deutscher Überlegenheit hat das wenig
zu tun, es geht viel mehr um Arithmetik innerhalb
einer Währungsunion. Deutsche Chauvinisten

glauben jedoch, sie hätten das Recht, anderen Be-
dingungen vorzuschreiben. Politisch nachhaltig ist
das nicht. 

So wie es nicht tragbar war, dass die D-Mark
Europa beherrscht, so wenig passt es zum Projekt
der europäischen Integration, dass einzig Bundes-
schatzbriefe als Messlatte für alle europäischen
Staatsanleihen gelten. Einbindung würde bedeuten,
eine echte Wirtschaftsregierung für die Euro-Zone
zu gründen. Dieses Gremium würde demokratisch
von allen betroffenen Bürgern kontrolliert und wäre
imstande, eine schlüssige und integrierte Wirt-
schafts- und Finanzpolitik zu entwerfen.

Auf Thatchers Spuren
Wie vor ihr Margaret Thatcher hat Merkel eine neue
EU-Strategie skizziert, die in klarem Widerspruch
zu einem halben Jahrhundert der gemeinschaft-
lichen Integrationsmethode steht. Kritisiert werden
sollten weniger ihre Absichten, die sie in schöne
Worte zu gewanden pflegt („Wenn alle wichtigen
Akteure – die Organe der Union, die Mitgliedsstaa-
ten und ihre Parlamente – abgestimmt und komple-
mentär in ihrer Verantwortung handeln, dann wird
es gelingen, die großen Herausforderungen Euro-
pas erfolgreich anzugehen.“). Kritisiert werden sol-
len die utopischen Ideen und die fehlende Realisier-
barkeit dieser Bekundungen.

In einer Europäischen Union mit 27 Mitglieds-
staaten, mit einem Binnenmarkt und einer Einheits-
währung ist es aufgrund des Systems der politi-
schen Anreize unmöglich, autonome Regierungen
dazu zu bringen, „abgestimmt und komplementär
in ihrer Verantwortung“ zu handeln. Dazu gibt es
viel zu viele politische Bereiche, in denen einzelne
Mitgliedsstaaten versuchen, sich auf Kosten der an-
deren Vorteile zu verschaffen. Seit den Zeiten von
Aristoteles betonen Europas Politphilosophen, dass
angesichts widersprüchlicher Wünsche der Einzel-
nen nur eine Regierung die langfristigen Interessen
der Menschen vertreten kann.

Einbindung heute muss bedeuten, dass Insti-
tutionen geschaffen werden, die im Kollektivinte-
resse aller Bürger Europas agieren. Niemand sollte
mehr Interesse als Deutschland an einer demokra-
tisch legitimierten Regierung für die Europäische
Union haben.

Es ist an der Zeit, Merkels Strategie der Isolation
über Bord zu werfen. Deutschland muss wieder eine
Führungsrolle bei der Integration der Europäischen
Union übernehmen. Spätestens seit Ende des Kal-
ten Krieges ist die Einbindung Deutschlands in die
EU wichtiger denn je. Zu einer schlüssigen Strategie
gehört es, der Europäischen Kommission mehr poli-
tische Verantwortung für die Wirtschaft der Euro-
Zone zu übertragen – und nicht dem Rat, in dem die
Regierungschefs sitzen. Das Europaparlament muss
stärker kontrollieren, die nationalen Parlamente
dafür weniger. Für eine große Strategie für das
21. Jahrhundert muss die EU ausreichend militä-
rische Mittel besitzen, um effektiv in strategische
Konflikte eingreifen zu können. Es geht nicht, dass
Länder sich um Ruhm streiten und Schuldzuwei-
sungen austauschen.

Der unkontrollierbare Kaiser Wilhelm II. hat
Deutschland in den Ersten Weltkrieg getrieben.
Bundeskanzlerin Angela Merkel ist jetzt zu einem
großen Risiko für die europäische Integration ge-
worden. Ihre Politik bedroht die Grundlage, auf der
der Frieden in Europa aufbaut. Es ist an der Zeit,
einen anderen Weg einzuschlagen.
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Stefan Collignon ist Professor für

Volkswirtschaftslehre an der Sant’An-

na School of Advanced Studies in

Pisa und Gastprofessor an der Uni-

versität Hamburg. Er setzt sich für

eine demokratisch gewählte Regie-

rung auf europäischer Ebene ein. 
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So die Regierung

überhaupt von

Einwanderern

redet, dann über

hoch qualifizierte.

Das wird

schiefgehen

Politiker sind fast wie normale Menschen. Und
deshalb tun sie manchmal einfach das, was am be-
quemsten ist. Vor allem bei unbequemen Themen
wie dem, das früher einmal Ausländerpolitik hieß,
heute aus Gründen der politischen Korrektheit
aber umständlich als Migrations-, Integrations-
und Zuwanderungspolitik firmiert. Bei so einem
Thema kann man es niemandem recht machen,
also wählt man den einfachsten Weg: gar nichts
tun. Doch das schafft nur neue Probleme.

Die Wissenschaftler des Sachverständigenrats
Migration frohlockten kürzlich, weil die Hälfte der
Deutschen in einer Umfrage offen war für qualifi-
zierte Zuwanderung und sogar für eine Aufnahme
von mehr Flüchtlingen. Das sei doch schon mal
eine gute Grundlage für eine rationale Migra-
tionspolitik. Den durchschnittlichen Politiker ei-
ner Volkspartei freut das gar nicht, bei ihm gehen
die Alarmglocken an. 50 Prozent dafür bedeutet
auch, dass 50 Prozent dagegen sind. Bei diesem
Thema heißt das: entschieden dagegen. Egal, was
man tut, die Hälfte wählt einen nicht mehr.

Belanglos bis wolkig
Was also tun? Die Bundeskanzlerin gab vergan-
gene Woche einen verklausulierten Hinweis:
„Integration“, sagte sie bei einer Preisverleihung,

„bleibt eine Schlüsselaufgabe für die Zukunfts-
fähigkeit unseres Landes.“ Damit ist das Niveau
der Debatte klar vorgegeben: belanglos bis wolkig.

Die zugehörige Strategie heißt: aktives Nichts-
tun. Große Worte, und dann erst mal eine Kom-
mission einsetzen. Ach, was sage ich, Kommis-
sion, am Dienstag trat erstmals die „hochrangige
Konsensgruppe Fachkräftebedarf und Zuwande-
rung“ zusammen. Das muss man sich auf der
Zunge zergehen lassen, hochrangige Konsens-
gruppe, das ist Nichtstun de luxe.

Und während der neue Innenminister Hans-
Peter Friedrich die Beziehungen zu den deutschen
Muslimen ungestraft um Jahre zurückwerfen darf,
soll die hochrangige Konsensgruppe sich um
neue, hoch qualifizierte Zuwanderer kümmern.
Wir haben gelernt, suggeriert diese Strategie.
Diesmal holen wir die richtigen Ausländer. Und
dann wird alles gut. Das ist, gelinde gesagt, ein
fortgeschrittenes Stadium von Selbstbetrug.

Das fängt schon bei der Grundannahme an.
Wenn wir jetzt die richtigen Migranten anlocken
wollen, dann haben wir in den 60er- und 70er-Jah-
ren die falschen geholt. Deren geringes Bildungs-
niveau, so diese Lesart, ist schuld an den Integra-
tionsproblemen. Damit ist die Verantwortung be-
quemerweise recht einseitig verteilt. 

Diese Lesart unterschlägt, dass die Zuwanderer
in ein deutsches Schulsystem kamen, das beste-
hende soziale Unterschiede verfestigt, statt sie zu
lindern. In eine Gesellschaft, der die Politik jahr-
zehntelang einredete, die Neuankömmlinge wür-
den bald wieder gehen. In Städte, die der Ghetto-
bildung lange Zeit tatenlos zusahen. Sie unter-
schlägt, dass die zweite Generation der Türken
und Araber sich leichter einlebte als die dritte,
weil sie noch nicht in Vierteln lebten, in denen sie
ihren Alltag problemlos ohne Deutschkenntnisse
bewältigen können.

Pflegeleichte Fremde gesucht
In diese Gemengelage hinein jetzt eine neue
Runde Zuwanderer bitten zu wollen, ohne die Pro-
bleme anzugehen, ist mutig. Oder realitätsfremd.
Auf jeden Fall keine gute Idee.

Wer glaubt, dass man einfach nur die richtigen
Migranten holen muss, der glaubt auch, dass in
Deutschland ruhig alles so bleiben kann, wie es
ist: das Schulsystem, die Ghettobildung, die un-
ausgegorenen, unterfinanzierten Integrations-
projekte in Brennpunktvierteln, die latente Abnei-
gung einer halben Gesellschaft gegen alles Frem-
de. So einfach ist die Sache aber nicht. Denn die
alten, falschen Migranten bleiben ja ohnehin hier.

Und die neuen, richtigen erweisen sich möglicher-
weise als weniger pflegeleicht als gedacht. Auch
sie werden Familien mitbringen, auch sie werden
Fremde sein, die eine andere Kultur, Sprache, Le-
bensweise mitbringen. Das alles ist nicht plötzlich
nebensächlich, nur weil jemand Abitur hat und
vielleicht auch noch ein Informatikstudium. 

Der Unterschied ist: Wer das Informatikstu-
dium hat, kann wählen. Und als Land, das gewählt
werden will, hat Deutschland noch ein ganzes
Stück Arbeit vor sich. Der Integrationsindex von
British Council und Migration Policy Group, der
31 Industrieländer vergleicht, sieht Deutschland
auf dem zwölften Platz. Note: einigermaßen inte-
grationsfreundlich. In den USA hat schon die Tat-
sache, dass das Land in dem Index auf den neun-
ten Platz abgerutscht ist, eine Debatte ausgelöst,
ob die begehrten Fachkräfte dann künftig noch
kommen werden.

Ohne neue Zuwanderer hat Deutschland ein
Fachkräfteproblem mehr, aber zumindest ein Inte-
grationsproblem weniger. Oder besser: nur das
alte Problem. Das aber wenigstens ganz bequem.
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